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Einführung

„Die Honorarverteilung ist […] als honorarpolitisches Instrument von zentraler
Bedeutung bei der Erfüllung des Sicherstellungsauftrags in der vertragsärztlichen
Versorgung der Versicherten sowie bei der angemessenen Vergütung ärztlicher
Leistungen durch eine leistungs- und bedarfsgerechte Aufteilung der bereitgestellten
Finanzmittel. Die Orientierung an diesen Zielen soll gestärkt werden.“1 So begründet
die Bundesregierung die Gesetzesänderungen des SGB V, die durch das Gesetz zur
Stärkung der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Versor-
gungsstärkungsgesetz – GKV-VSG)2 am 23. Juli 2015 in Kraft getreten sind. Die
Verteilung der finanziellen Mittel in der gesetzlichen Krankenversicherung ist ins-
besondere im ambulanten Bereich ein seit Jahren intensiv diskutiertes Thema, was
dazu führte, dass in den letzten 15 bis 20 Jahren die Honorarverteilung im Ver-
tragsarztrecht in jeder Legislaturperiode zentrale Gesetzesänderungen erfahren hat.
Der Gesetzgeber hat, begonnen mit dem GKV-Gesundheitsreformgesetz 20003 und
dem GKV-Modernisierungsgesetz4 aus dem Jahre 2003, wesentliche Reformen er-
lassen und in den Jahren 2007mit demGKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz5 und 2011
mit dem GKV-Versorgungsstrukturgesetz6 weitere Anpassungen vorgenommen.

Dass die Honorarverteilung immer wieder Änderungen unterliegt, hat vielfältige
Gründe: Zum einen wird die Bevölkerung immer älter und veranlasst aufgrund
dessen immermehr Leistungen zulasten der gesetzlichenKrankenversicherung. Zum
anderen sind die finanziellenMittel, die ärztlichen Leistungen zu vergüten, begrenzt.
Darüber hinaus sinkt auch die Zahl niedergelassener Ärzte kontinuierlich, wie etwa
im Jahre 2014, in dem sich die Anzahl um 1.988 Ärzte verringerte, was einem Anteil
von etwa 1,6 % entspricht7. Dazu kommt ein stetig wachsender Altersdurchschnitt
der ambulant tätigen Ärzte, derzeit von 53,41 Jahren – bei Krankenhausärzten be-
trägt der Durchschnitt des Alters im Vergleich nur 41,32 Jahre8. Im Verhältnis dazu
steht eine Bevölkerung, deren Anteil der unter 20-Jährigen vor über 100 Jahren noch
bei 43 % lag, während nur 5 % der Bevölkerung 65 Jahre und älter waren und deren
Anteil imVergleich dazu heute für unter 20-Jährige bei 18 % und für über 65-Jährige

1 BT-Drs. 18/4095, S. 98.
2 BGBl. I 2015, S. 1211 ff.
3 BGBl. I 1999, S. 2626 ff.; BT-Drs. 14/1245.
4 BGBl. I 2003, S. 2190 ff.; BT-Drs. 15/1525.
5 BGBl. I 2007, S. 378 ff.; BT-Drs. 16/3100.
6 BGBl. I 2011, S. 2983 ff.; BT-Drs. 17/6906.
7 Bundesärztekammer, Ärztestatistik 2014, Stand: Dezember 2014, S. 35.
8 Bundesärztekammer, Ärztestatistik 2014, Stand: Dezember 2014, S. 5.



bei 21 % liegt9, Tendenz steigend10. Darüber hinaus wurden im Jahre 2013 ambulante
Behandlungen im Wert von ca. 24,8 Mrd. Euro tatsächlich von Vertragsärzten er-
bracht, obwohl die zur ambulanten Versorgung zur Verfügung gestellten Finanz-
mittel nur ca. 22,5 Mrd. Euro betrugen11. Damitwurden ambulante Behandlungen im
Wert von 2,3 Mrd. Euro, d.h. ca. 10 % aller erbrachten Leistungen, nicht vergütet12.
Überdies setzt sich der wesentliche Anteil des Honorars eines Vertragsarztes aus den
Einnahmen aus der gesetzlichen Krankenversicherung zusammen13, da über
70 Millionen Menschen, d.h. über 85 % der deutschen Bevölkerung, gesetzlich
krankenversichert sind14.

Somit besteht zwar aufgrund der immer älter werdenden Bevölkerung ein stetig
steigender Bedarf an ambulanter Versorgung, dem gegenüber steht jedoch keine
wesentlich steigende, zur Verfügung stehende Summe an Finanzmitteln, da diese
konsequenterweise nur durch die Erhöhung der Beiträge in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung erreicht werden könnte. Eine Erhöhung des Beitragssatzes, welcher
derzeit bereits als allgemeiner Beitragssatz – unabhängig vom Zusatzbeitrag –
14,6 % der beitragspflichtigen Einnahmen beträgt15, zur Deckung aller tatsächlich
erbrachten und in Zukunft noch steigenden ambulanten Behandlungsleistungen ist
realistisch nicht durchführbar. Die bestehende und wohl auch andauernde Knappheit
der finanziellen Mittel erfordert vielmehr eine zumindest leistungs- und bedarfs-
gerechte Verteilung.

Die Verteilung der finanziellen Mittel an die Vertragsärzte aus dem Topf der
Versichertenbeiträge – also das vertragsärztliche Honorar – stellt die Gegenleistung
von grundsätzlich privat abgeschlossenen Behandlungsverträgen zwischen gesetz-
lich Versichertem und Vertragsarzt dar. Die auf Leistungsseite privatrechtlich aus-
gestalteten Behandlungsverträge16 werden auf Seiten der Gegenleistung allerdings

9 Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung, Bevölkerungsentwicklung 2013 – Daten,
Fakten, Trends zum demographischen Wandel, Stand: April 2013, S. 12.

10 Bis zum Jahre 2060 soll der Anteil der unter 20-Jährigen auf unter 16 % absinken und
derjenige der über 65-Jährigen auf 34 % ansteigen, vgl. Bundesinstitut für Bevölkerungsfor-
schung, Bevölkerungsentwicklung 2013 – Daten, Fakten, Trends zum demographischen
Wandel, Stand: April 2013, S. 12.

11 Kassenärztliche Bundesvereinigung, Zahlen und Fakten zur ambulanten Versorgung,
Stand: 2014, S. 2.

12 Kassenärztliche Bundesvereinigung, Zahlen und Fakten zur ambulanten Versorgung,
Stand: 2014, S. 2.

13 Im Jahre 2011 resultierten 69 % der Einnahmen einer Durchschnittspraxis aus der Tä-
tigkeit als Leistungserbringer in der gesetzlichen Krankenversicherung, vgl. Statistisches
Bundesamt, Unternehmen und Arbeitsstätten – Kostenstruktur bei Arzt- und Zahnarztpraxen
sowie Praxen von psychologischen Psychotherapeuten, Stand: August 2013, S. 14.

14 GKV-Spitzenverband, Kennzahlen der gesetzlichen Krankenversicherung, Stand: De-
zember 2015, S. 23 f.

15 § 241 SGB V.
16 § 630a Abs. 1 BGB.

Einführung18

http://www.duncker-humblot.de


durch ein „subtil organisiertes öffentlich-rechtliches System“17 überlagert. Der
Bundesgesetzgeber hat im vierten Kapitel des SGB V „Beziehungen der Kranken-
kassen zu den Leistungserbringern“, insbesondere im zweiten Abschnitt „Bezie-
hungen zu Ärzten, Zahnärzten und Psychotherapeuten“, den parlamentsgesetzlichen
Rahmen gezogen, der es ermöglicht, auf untergesetzlicher Ebene durch die sog.
gemeinsame Selbstverwaltung das Recht der Leistungserbringung, insbesondere das
Vergütungsrecht der Vertragsärzte, zu regeln. In § 72 Abs. 2 SGB V gibt der Ge-
setzgeber etwa vor, die vertragsärztliche Versorgung ist im Rahmen der gesetzlichen
Vorschriften und der Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses durch
schriftliche Verträge der Kassenärztlichen Vereinigungen mit den Verbänden der
Krankenkassen so zu regeln, dass eine ausreichende, zweckmäßige und wirt-
schaftliche Versorgung der Versicherten unter Berücksichtigung des allgemein an-
erkannten Standes der medizinischen Erkenntnisse gewährleistet ist und die ärztli-
chen Leistungen angemessen vergütet werden. Die Aufgabe der gemeinsamen
Selbstverwaltung ist es daher gerade, diesen Interessenkonflikt zwischen den So-
zialleistungsträgern – den Krankenkassen, welche den Versicherten möglichst
hochwertige Leistungen zu möglichst geringen Preisen anbieten wollen – und den
Leistungserbringern – vorliegend den Vertragsärzten, die eine angemessene Ver-
gütung ihrer erbrachten Leistungen begehren – aufzulösen. Die Interessenvertreter
der jeweiligen Seite sind damit gehalten, durch gemeinschaftliches Zusammen-
wirken zu einer Regelung zu gelangen.

Bei der Honorarverteilung im Vertragsarztrecht hat der Gesetzgeber im We-
sentlichen in den §§ 87 ff. SGB V den Vertretern der Krankenkassen18 und den
Vertretern der Vertragsärzte19 einen weiten Gestaltungsspielraum zur untergesetz-
lichen Normsetzung ausgeformt. Darüber hinaus zieht der Gesetzgeber den Partnern
der gemeinsamen Selbstverwaltung aber auch gestalterische Grenzen, indem er
zwingende Vorgaben zur Umsetzung wesentlicher Versorgungs- und Vergütungs-
ziele setzt. Die untergesetzlichen Normen imVertragsarztrecht sind überwiegend als
Normenverträge oder Satzungen ausgestaltet, aus denen sich im Zusammenspiel das
vertragsärztliche Honorar ergibt. Daraus folgt ein komplexes, ineinandergreifendes
Normengefüge, welches nicht nur auf Ebene des Bundesgesetzgebers, sondern vor
allem auf untergesetzlicher Bundes- und regionaler Ebene, durch jährliche oder gar
quartalsweise Änderungen geprägt ist20.

17 BVerfGE 11, 30 (40).
18 AufBundesebene ist dies der SpitzenverbandBund der Krankenkassen; auf Landesebene

sind dies die Landesverbände der Krankenkassen und die Ersatzkassen.
19 Auf Bundesebene ist dies die Kassenärztliche Bundesvereinigung; auf regionaler Ebene

sind dies die Kassenärztlichen Vereinigungen.
20 Andreas Hellmann, ehem. Vorsitzender der Vertreterversammlung der Kassenärztlichen

Bundesvereinigung, sagte in der Vertreterversammlung vom 6. März 2009 zur Problematik der
ambulanten Vergütung: „Früher galt, dass es vier Leute in Deutschland gibt, die das System
wirklich durchdringen. Darunter waren zwei, die das System verstehen, die konnten es aber
nicht erklären. Und die zwei, die es erklären konnten, haben es aber nicht verstanden. Inzwi-
schen hat sich diese Zahl höchstwahrscheinlich noch einmal deutlich reduziert.“, vgl. Busch,
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